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1 Erstellen von Grundbuchsanträgen 

Struktur des GrundbuchsAntrags 
 

Ein "WentERV-Grundbuchsantrag" besteht immer aus drei Teilen:  

 

 

 

Á Allgemeine Antragsdaten (siehe Kapitel 1.2) 

Á Begehren (siehe Kapitel 1.8) 

Á Urkunden 

 

Es wird unterschieden zwischen Urkunden die eine Eintragungsgrundlage und denen die eine 

Bewilligungsgrundlage sind:  

 

Ein Kaufvertrag, Pfandbestellungsvertrag, etc. ist eine Eintragungsgrundlage. Diese Urkunden 

können nicht mit einer PDF-Anlage vorgelegt werden, sondern sind vorher in die öffentlich-rechtlichen 

Urkundenarchive cyberDOC, Archivium oder BAIK abzulegen. Diesbezüglich ändert sich nichts. Mit 

dem Grundbuchsantrag selbst wird nur ein Verweis (Link) auf das Archiv übersendet. Der 

Grundbuchführer prüft, ob er mit dem Link auf die Archive Zugriff auf die Urkunden hat und übernimmt 

diese in das GOG-Beglaubigungsarchiv der Justiz. (Siehe Kapitel 1.5) 

 

Wenn eine Urkunde nur eine Bewilligungsvoraussetzung ist, wie z.B. eine 

Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamts, eine agrarbehördliche Genehmigung oder die 

Heiratsurkunde bei der Einverleibung eines Belastungs- und Veräußerungsverbots, dann kann diese 

Urkunde als PDF vorgelegt werden. (Siehe Kapitel 1.6) 

 

http://www.advokat.at/WebErv
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Der Ablauf beim Grundbuchsgericht 
 

Trotz verpflichtendem ERV gibt es weiterhin Papieranträge, z.B. weil der Antragsteller nicht durch 

einen Notar oder Rechtsanwalt  vertreten ist.  

 

Bei Papieranträgen muss der Sachbearbeiter in der Einlaufstelle einen Zeitstempel bei einer 

Zentralstelle "abholen" und dem Poststapel zuordnen. Hier ist im Gegensatz zu ERV-Anträgen 

weiterhin Gleichzeitigkeit möglich.  

Im Ergebnis sind Papieranträge und ERV-Anträge automatisch für das jeweilige Gericht chronologisch 

richtig geordnet.  

Bei Erstanträgen an Gerichte und an das Firmenbuch gibt es eine sogenannte "Info über 

Aktenzeichen" ï das vergebene Aktenzeichen wird als Bestätigung der Bearbeitung im ERV an den 

Einbringer rückübertragen. Eine ähnliche Rückmeldung gibt es auch bei Grundbuchanträgen. 

Zurückgemeldet wird die Tagebuchzahl und das Gericht.  

Die schriftlichen Anträge werden anschließend in der Gerichtssoftware erfasst: Allgemeine Daten, 

Personenliste (Zustellliste), Begehren (dies nicht von Beginn an), Urkunden, Zuordnung zum 

Rechtspfleger, etc.  

Bei ERV-Anträgen ist ein händisches Erfassen nicht notwendig. Sie werden automatisch 

"übernommen": Allgemeine Daten, Personenliste (Zustellliste), Begehren und Urkunden wurden ja 

bereits vom Antragsteller strukturiert erfasst. Der Grundbuchführer muss nur mehr die Antragsdaten 

und den Beschlussvorschlag ausdrucken.  

 

Dann erfolgt die Kontrolle der Urkunden: Sind die Urkunden in cyberDOC, Archivium, BAIK vorhanden 

oder treten Zugriffsfehler auf? Können die Urkunden in das GOG-Archiv der Justiz transferiert 

werden? Papierurkunden werden gescannt und in das GOG-Archiv eingestellt (zentraler Scanvorgang 

mit einem Barcode-Deckblatt).  

Der Grundbuchbeschluss wird zuerst in einer Arbeitsversion am Bildschirm dargestellt. Der 

Grundbuchführer kann den Beschlussvorschlag kontrollieren und nacharbeiten.  

 

Sodann erfolgt der Vollzug im Grundbuchsystem. Dies besteht aus den Arbeitsschritten: Zustellliste 

bearbeiten, Generieren des Beschlusses als PDF, Übertragen der Arbeitsversion ins Hauptbuch, 

Verfügen der Urkunden.  

Der Grundbuchbeschluss wird dem Einbringer im ERV-Rückverkehr als PDF übermittelt.  

Bei einem Papierantrag ist der Arbeitsgang etwas aufwändiger: Der Papierantrag muss in eine 

elektronische Form (PDF) gebracht werden, nur so ist die Abfertigung über das Justiz-Zustellservice 

(Poststraße) möglich.  

http://www.advokat.at/Software/ERV
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1.1 Erstellen von Grundbuchsanträgen 

 

Um Grundbuchsanträge zu erstellen, öffnen Sie einen bestehenden Akt im Aktenverzeichnis oder 

legen einen neuen Akt an (siehe Handbuch ĂKurzanleitungñ). Klicken Sie im Akt auf ĂNeuer 

Antragñ. Wählen Sie im darauf folgenden Fenster den Antragstyp ĂGrundbuchñ aus. Im unteren 

Bereich des Fensters öffnet sich die Liste aller Grundbuchs-Anträge. Wählen Sie den Typ 

ĂErstantragñ und klicken Sie auf ĂNeuer Antragñ. 

 

 

1.2 Allgemeine Antragsdaten 

Die allgemeinen Antragsdaten eines Grundbuchsantrages bestehen aus:  

Á dem angerufenen Gericht  

Á den beteiligten Personen  
o Antragsteller:  Eine Person, die zum Grundbuchsantrag berechtigt ist. Bei 

eingetragenen Vereinen mit FB-Nummer, bei Vereinen mit ZVR-Nummer  
o Vertreter: Eine Person, die befugt ist, den Antragsteller im Grundbuchsverfahren zu 

vertreten, inkl. Vertretungsvollmacht und Anschriftcode  
o Beteiligter: Personen, denen der Beschluss zugestellt werden soll  

Á Gebühren: Alle im Zusammenhang mit dem Antrag benötigten, gebührenspezifischen Daten, 
z.B.: für Gebührenfreiheit bei Wohnbauförderung  

Á Beilagen: Daten für die zugrunde liegenden Urkunden und Dokumente  

Á Aktenzeichen des Antragstellers 
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1.3 Allgemeines 

Klicken Sie auf  die Registerkarte ĂAllgemeinesñ. Hier sind Sie zu allererst aufgefordert das zuständige 

Gericht einzutragen, dem Sie den Antrag übermitteln möchten. Des Weiteren definieren Sie den 

Einbringer und die Eingabegebühr.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Liegt eine Gebührenbefreiung vor, so ist diese im Feld ĂBefreiungsgrundñ (z.B.: GemªÇ .é) 

anzuführen. 

Unter Notiz können Sie dem 

zuständigen Gericht eine Notiz (freier 

Text) zukommen lassen 

Ist Ihnen die Nummer des 

Grundbuchsgerichtes nicht bekannt, 

verwenden Sie die Suche nach Gericht 

anhand der KG-Nummer. 
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1.4 Beilagen 

Es gibt 3 Arten von möglichen Anhängen zum Antrag. 

 

Á Archivreferenz ï siehe Kapitel 1.5 

Á Anhang in PDF-Format ï siehe Kapitel 1.6 

Á Urkunden (Verweise auf Anhänge oder Archivreferenzen die bereits im Begehren sind). 

 

1.5 Archivreferenz 

Klicken Sie auf die Registerkarte ĂArchivreferenzñ. Hier können Sie mittels der Dokumenten-ID auf 

eine unbeschränkte Anzahl von Dokumenten, die in einem Urkundenarchiv (cyberDOC, Archivium, 

BAIK-Archiv oder Justiz-Archiv) liegen, verweisen.  

 

Urkundenarchive 

cyberDOC ist das elektronische Urkundenarchiv des österreichischen Notariats, siehe 

www.cyberDOC.at. Zu cyberDOC haben nur Notare Zugriff. Die Urkunden werden als Grafiken im 

TIFF΅Format abgelegt, nicht als PDF Dokumente. 

Archivium ist das Urkundenregister der österreichischen Rechtanwaltskammer, siehe 

www.archivium.at.  Zu Archivium haben nur Rechtsanwälte Zugriff. Auch hier wird das TIFF-Format 

verwendet. 

Das BAIK-Archiv ist das Urkundenregister der Bundes-Architekten- und 

Ingenieurkonsulentenkammer, siehe https://www.baik-archiv.at/urka/. Hier werden die Urkunden im 

PDF-Format hinterlegt und zwar in der Version PDF/A-1. Dies ist ein genormtes Format für 

elektronische Langzeitarchive.  

Bei einem Antrag an das Grundbuch- oder Firmenbuchgericht müssen die Urkunden zuerst in das 

Urkundenregister der jeweiligen Berufsgruppe eingespeichert werden. Bei der Speicherung wird 

festgelegt, dass die Justizverwaltung auf eine Urkunde zugreifen darf. Im ERV-Grundbuchsantrag 

(Firmenbuchantrag) wird nur ein Verweis auf die Dokumenten-ID der im Archiv befindlichen Urkunde 

übertragen.  

Ein viertes Archiv ist das GOG Beglaubigungsarchiv der Justiz. Es wird vom Bundesrechenzentrum 

geführt und ist die elektronische Form der Urkundensammlung der Gerichte und insbesondere des 

Grund- und Firmenbuchs. Die Urkunden, die vom Antragsteller z.B. in cyberDOC eingestellt werden, 

werden anlässlich der Verbücherung durch den Grundbuchführer in das GOG Beglaubigungsarchiv 

der Justiz übernommen. Die Urkunde wird nicht physisch in schriftlicher Form hinterlegt.  

http://www.archivium.at/
https://www.baik-archiv.at/urka/
http://www.advokat.at/Software/ERV
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1.5.1 Hinzufügen von Archivreferenzen 

 

Die Eingabe oder das Hinzufügen einer 

Archivreferenz erfolgt unter der 

allgemeinen Antragsmaske auf der 

Registerkarte ĂArchivreferenzñ. 

Mit dem Button ĂSucheñ gelangen Sie 

in die ĂUrkundensuche im lokalen 

Archivñ. 

Um das Ergebnis der Suche im Archiv 

einzuschränken, verwenden Sie die 

zur Verfügung stehenden Filter. Eine 

Einschränkung der Suche hilft Ihnen 

Ihre Archivreferenz schneller zu finden 

und verhindert längere Wartezeiten 

beim Auflisten des Suchergebnisses. 

Markieren Sie die gewünschte 

Referenz und klicken Sie auf 

ĂÜbernehmenñ.  

 

 

 

 

 

Es erscheint das Fenster ĂcyberDOC 

Archivreferenz ¿bernehmenñ. Hier ist 

es möglich die Parteien von cyberDOC 

direkt in den Antrag zu übernehmen. 

Wählen Sie die gewünschten Parteien 

aus oder klicken Sie auf ĂAlle 

aktivierenñ um eine, mehrere oder alle 

Parteien in den Antrag zu übernehmen. 

Vorweg können Sie die Rolle der 

jeweiligen Partei auswählen. Alle 

übernommenen Parteien finden Sie in 

der Registerkarte ĂPersonenñ und 

können dort gegebenfalls bearbeitet 

werden. 
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Durch dr¿cken des Buttons ĂNeueingabeñ, kºnnen Sie dem Antrag eine neue Archivreferenz 

zuweisen.  

Es ist notwendig die Urkunden ID und die CRC-Nummer (Prüfziffer) einzugeben. Des Weiteren ist das 

Urkundendatum und der Typ des Dokumentes, (z. B. Kaufvertrag, Pfandbestellungsvertrag é) sowie 

eine Kurzbemerkung über das Dokument anzuf¿hren und mit ĂSpeichernñ  zur Übernahme in den 

Antrag zu bestätigen.  
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1.6 Anhänge 

 

Unter der Registerkarte ĂAnhangñ können Sie dem Antrag Dokumente in PDF-Format anhängen. 

 

Drücken Sie hierzu den Button ĂNeueingabeñ, suchen Sie  in Folge in einem Ihrer Ordner das PDF, 

das Sie dem Begehren beilegen möchten, und definieren Sie den Dokumententyp (z. B. Antrag ...). 

Entsprechen die Eingaben der Richtigkeit,  drücken Sie zur Bestätigung Ihrer Eingabe den Button 

Ă¦bernehmenñ. 

 

 

Alle gelben Felder sind Pflichtfelder und müssen, sofern eine Eingabe erfolgt, ausgefüllt werden. 
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1.7 Auswahl/Anlage der beteiligten Person(en) bzw. Einbringer 

Unter diesem Menüpunkt werden die Personen eingegeben. Die bereits vom Archiv übertragenen 

Personen sind hier aufgelistet (siehe Kapitel 1.5.1) 

 

Mit dem Button ĂNeuñ können Sie die 

jeweiligen Personen hinzufügen.  

Neu angelegte, natürliche oder 

juristische Personen, werden 

automatisch in der Parteidatenbank 

gespeichert. Wenn Sie das nicht 

mºchten, deaktivieren Sie ĂPerson in 

Parteidatenbank speichernñ. Zur 

eindeutigen Identifizierung von 

Personen ist es empfehlenswert, alle 

bekannten Daten einzugeben. 

Um eine bereits angelegte Person in 

den Antrag zu übernehmen, klicken 

Sie auf ĂHole von Parteidatenbankñ. 

Sie erhalten eine Übersicht aller 

bisher eingegebenen Personen.  

Als Zustellungszusatz kann in Grundbuchsbegehren, z.B. bei einer juristischen Person 

ñVerwaltungszweigñ eingegeben werden.  
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Mit dem Button ĂOKñ übernehmen Sie die markierte Person in den Antrag. 

Mit Hilfe dieser Filter können Sie 

schnell und bequem eine bereits 

angelegte Person heraussuchen.  
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1.7.1 Natürliche Person 

 

In der Registerkarte ĂAllgemeine Datenñ sind bei der natürlichen Person, Name und Anschrift 

anzuführen.  Alle gelben Felder sind Pflichtfelder. Es ist trotzdem empfehlenswert alle bekannten 

Informationen, wie zum Beispiel das Geburtsdatum, einzugeben. 

 

Unter der Registerkarte ĂBankverbindungñ ist bei jeder Person, die im Antrag eine Rolle spielt, 

verpflichtend (bezüglich Einziehung etwaiger Gebühren) die Bankverbindung anzuführen bzw. 

einzutragen. 

 
 

Im Anschluss müssen Sie in die Registerkarte ĂRolle/Sonstigesñ wechseln um dort zu definieren, 

welche Rolle die Person in diesem Antrag spielt (Antragsteller, Beteiligter, persönlicher Vertreter 

oder Antragsvertreter ï wie folgt beschrieben).  
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1.7.1.1 Antragsteller 

 

Antragsteller ist jene Person, die für den Grundbuchsantrag berechtigt ist. 

HINWEIS: Ist einer der Antragssteller auch gleichzeitig der  Antragsvertreter, so muss diese 

Person, diesen 2 unterschiedlichen Rollen entsprechend, auch zweimal vorkommen bzw. 

angelegt werden. Das System wertet sie als 2 unterschiedliche Personen. Der behandelnde 

Rechtspfleger erkennt, ob nur eine Zustellung notwendig ist oder zwei. 

 

 
 

1.7.1.2 Persönlicher Vertreter 

Persönlicher Vertreter ist jene Person, die befugt ist, eine oder mehrere Person(en) mit der Rolle 

ĂAntragsstellerñ zu vertreten.  

Bei dieser Vertreterrolle, kann es sich beispielsweise um die gesetzliche Vertretung einer unmündigen 

Person handeln, für welche ein Recht ins Grundbuch einzutragen ist. 

 

 
 

Hat die Person die Rolle des persönlichen Vertreters, so besteht bei den übrigen Beteiligten die 

Möglichkeit, diesen Vertreter auszuwählen. 
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1.7.1.3 Antragsvertreter 

 

 

Antragsvertreter ist eine Person, die befugt ist, den/die Antragsteller im Grundbuchsverfahren zu 

vertreten.  

Es kann nur eine solche Person geben. In der Regel ist dies ein Notar oder ein Rechtsanwalt. Sie 

werden automatisch bei jedem Erstantrag als Antragsvertreter  im Grundbuchsantrag eingefügt. Des 

weiteren wird der Text ĂVollmacht gem. §5 Abs. 4a NO und §77/1 GBG erteiltñ automatisch beim 

Antragsvertreter hinzugefügt. 

 

 

Ist einer der Antragssteller auch gleichzeitig der  Antragsvertreter, so muss diese Person, 

diesen 2 unterschiedlichen Rollen entsprechend, auch zweimal vorkommen bzw. angelegt 

werden. Das System wertet sie als 2 unterschiedliche Personen. Der behandelnde 

Rechtspfleger erkennt, ob nur eine Zustellung notwendig ist oder zwei. 

 

1.7.1.4 Beteiligter 

 

Beteiligter ist jene Person, der keine der o.g.  anderen Rollen zugeordnet ist, der aber der Beschluss 

zugestellt werden soll oder muss. Es kann optional ein Vertreter dieser Person ausgewählt werden 

(Siehe Kapitel 1.7.1.2) 
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1.7.2 Juristische Person 

 

Wenn die beteiligte Person eine juristische Person ist, ändert sich die Ansicht der Maske, so dass die 

Bezeichnung der juristischen Person (dies kann ein Verein, eine Firma, etc. sein) eintzutragen ist.  

Dem zu Folge ist nach Registerart der juristischen Person die Firmenbuch Nr. oder Vereinsregister 

etc. anzuführen. 

Die Auswahl der Registerart ist optional. Sofern jedoch eine Registerart gewählt wurde, ist auch 

die dazugehörige Register Nr. bzw. Firmenbuch Nr. anzuführen. 

 

Wie auch bei den natürlichen Personen ist die Rolle der Person in diesem Antrag zu definieren 

ï siehe Kapitel 1.7.1.1; 1.7.1.2; 1.7.1.3 und 1.7.1.4. 
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1.8 Begehren 

 

Das Begehren hat einen konkreten Eintragungsgegenstand zum Inhalt. Es muss mindestens ein 

Begehren geben,  es sind aber bis zu einhundert Begehren in einem Antrag möglich. 

Es gibt "Begehren", "Sub-Begehren" und "Aktionen". Beispiel: Das Begehren ist die Eintragung eines 

Pfandrechts. Dafür stehen die Sub-Begehren Singularpfandrecht, Afterpfandrecht und 

Simultanpfandrecht zur Verfügung. Mögliche Aktionen sind Einverleibung, Vormerkung, Anmerkung 

und Berichtigung.  

In der Phase 1 (ab dem 1.11.2009) sind nur die häufigsten Grundbuch-Begehren voll strukturiert. Es 

handelt sich um die Begehren "Eigentumsrecht", "Wohnungseigentum", "Pfandrecht", "Rangordnung", 

"Löschung" und ĂGrundst¿cksverªnderungñ.  

"Voll strukturiert" heißt, das Begehren darf nicht als Text frei formuliert werden. Vielmehr steht für 

jedes "Element", aus dem sich das Begehren zusammensetzt, ein eigenes Feld zur Verfügung. Das 

mittelfristige Ziel ist, dass aus dem Antrag mit Hilfe einer Software, automatisiert ein 

Entscheidungsvorschlag für die Eintragung ins Grundbuch (Hauptbuch und Urkundensammlung) 

erstellt werden kann.  

Sie können sich einen voll strukturierten Antrag so ähnlich vorstellen wie eine Mahnklage. Auch diese 

ist (im schriftlichen Weg) obligatorisch mit einem Formular mit vielen Feldern einzubringen. Bei der 

Umstellung des Mahnverfahrens auf den elektronischen Rechtsverkehr wurde praktisch das 

schriftliche Formular als EDV-Formular nachgebildet. Das Gericht erhält die Daten einer ERV-

Mahnklage (Exekution) strukturiert in vielen einzelnen Feldern.  

Dagegen werden bei einer sonstigen Klage, die im ERV übersendet wird, nur wenige Felder 

strukturiert erfasst (Gericht, Parteien). Der eigentliche Antrag, die Klage, wird frei formuliert. Dazu gibt 

es im ERV das Feld "Weiteres Vorbringen".  

Analog verhält es sich bei einem Grundbuchsantrag. Ab dem 1.11.2009 werden bestimmte 

Grundbuchsanträge voll strukturiert einzubringen sein. Alle anderen Begehren werden noch eine 

Zeitlang mit einem sogenannten "Sonstigen Antrag" gestellt. Hier wird zwar die Übermittlung im 

WentERV verwendet, allerdings wird das Begehren ï genauso wie bisher ï als Text frei formuliert. 

Strukturierte Anträge verhalten sich also zu sonstigen Anträgen so wie eine Mahnklage zu einer 

sonstigen Klage.  

Es gibt eine wichtige Ausnahme von dieser Analogie: 

Bei einer "Sonstigen Klage" kann der Antrag (das Klagebegehren) entweder als Text im ĂWeiteren 

Vorbringenñ oder auch als PDF-Beilage übermittelt werden. Bei Grundbuchanträgen ist im Gegensatz 

dazu explizit festgeschrieben, dass das Textfeld ĂWeiteres Vorbringenñ zu verwenden ist. Die 

Einbringung als PDF-Anhang ist nicht zulässig.  

In der Phase 2 (vom BMJ geplant ab 16.08.2010) stehen dann alle Grundbuch-Begehren voll 

strukturiert zur Verfügung. Ab diesem Zeitpunkt müssen auch die Begehren Personendaten, 

Belastungs- und Veräußerungsverbot, Wiederkaufsrecht, Bestandsrecht, Reallast, Dienstbarkeit, 

Vorrang und Baurecht ausschließlich in strukturierter Form eingebracht werden.  
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Strukturierte Begehren 
 

Eigentumsrecht 
Wohnungseigentum 

Endgültiges 
Wohnungseigentum 

Vorläufiges 
Wohnungseigentum 

Anmerkung Anmerkung Einverleibung 

Berichtigung Berichtigung 

Vormerkung Ersichtlichmachung 

Einverleibung Einverleibung 

 

Pfandrecht 

Afterpfandrecht Singularpfandrecht Simultanhaftung 

Anmerkung Anmerkung Anmerkung 

Berichtigung Berichtigung  

Vormerkung Vormerkung  

Einverleibung Einverleibung  

 

Rangordnung 

Veräußerung Verpfändung 
Einräumung von 

Wohnungseigentum 

Anmerkung Anmerkung Anmerkung 

 

Löschung 
Sonstiges 

Grundstücks-
veränderungen 

Sonstiges 
Veränderungen 

(Neuzuordnungen) 

Einfache Löschung Neu-Eintragung Veränderungen 

Einverleibung d. Löschung Änderung  

 

Legende (ÂÂ Begehrenstypen ÂÂ Begehrens-Subtypen ÂÂ Ã Aktionstypen) 



 

Seite 

20/165 

 

1.8.1 Auswahl des Begehrens 

 

 

  

Hier können Sie nun den Begehrenstyp, 

sowie den Sub- und Aktionstyp 

auswählen. Die Auswahl des Begehrens 

und die Definition der Sub- und 

Aktionstypen werden in den 

nachfolgenden Kapiteln beschrieben. 
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1.9 Eigentumsrecht 

1.9.1.1 Einverleibung 

1.9.1.1.1 Allgemeines 

 

Der Erwerb des Eigentumsrechts (Einverleibung) wird im Grundbuch wie folgt eingetragen: 

In der Registerkarte ĂAllgemeinesñ ist die berechtigte Person oder deren Vertreter,  aus den im 

Vorfeld in die Personenliste eingetragenen Personen, auszuwählen.(siehe Kapitel 1.7)  

 

Zusätzlich kann man einen  freien ĂEintragungstextñ für das Grundbuch anführen. Erlaubt sind 6000 

Zeichen ohne Zeilenumbruch. 

 

zusätzliche r Text,  der in der 

Grundbucheintragung aufscheinen 

soll  
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1.9.1.1.2 Bezug 

 

Im Reiter ĂBezugñ kºnnen Sie auf eine im selben Antrag vorhandene ĂNeueintragungñ oder auf eine im 

Grundbuch ĂBestehende Eintragungñ referenzieren.  

 

Im Fall einer ĂNeueintragungñ wªhlen Sie mit dem Button ĂSuchenñ das von Ihnen zuvor angelegte 

Begehren aus. 

Wählen Sie Eigentumsanteil aus und geben Sie die absolute oder relative Anteilsgröße ein. 

Eigentumsanteile: 

Á Absoluter Anteil ï Dieser Wert gibt den Anteil an der Gesamtliegenschaft an. Wird dieser 
Wert angegeben, wird bei der Eingabe der Anteilsgröße von der Gesamtliegenschaft 
ausgegangen. 

Á Relativer Anteil ï Dieser Wert gibt den Anteil am angegebenen Eigentumsanteil an. 
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Bei der Auswahl ĂBestehende Eintragungñ verªndert sich der untere Bereich des Fensters. Geben Sie 

anhand ĂKatastralgemeinde Nummer (KG)ñ und ĂEinlagezahl (EZ)ñ die bestehende Einlage im 

Grundbuch an, auf die Sie sich beziehen wollen. 

 

Eigentumsanteile: 

Á Absoluter Anteil ï Dieser Wert gibt den Anteil an der Gesamtliegenschaft an. Wird dieser 
Wert angegeben, wird bei der Eingabe der Anteilsgröße von der Gesamtliegenschaft 
ausgegangen. 

Á Relativer Anteil ï Dieser Wert gibt den Anteil am angegebenen Eigentumsanteil an. 

Unter dem Punkt Eigentumsanteile müssen  Sie durch dr¿cken des Buttons ĂNeuñ die 

Eigentumsanteile der Einlage, für welche die angegebene Person als Eigentümer eingetragen werden 

soll, eingeben. Im Fenster ĂAnteilñ können Sie definieren, in welchem Wert die Anteilsgröße notiert ist. 

Unter Anteilsgröße ist der Umfang des Anteiles, für den der Eigentümer einzutragen ist, zu 

verstehen. Die Größe wird in Form einer Bruchzahl angegeben. 

Die Eingabe des Rangordnungscodes ist optional. Der Rangordnungscode ist der Code, mit dem die 

eingetragene Rangordnung im Grundbuchsystem identifiziert wird. Dieser Code ersetzt ab Phase 2 

den schriftlich vorgelegten Rangordnungsbeschluss. Beispiel: A46D-FGPQ-6FNY-Z7ML-4FLG-JE5. 

Die Angabe des Eigentumsanteils ist verpflichtend und gibt den konkreten Eigentumsanteil der 

Einlage an, für welche die angegebene Person eingetragen werden soll. 

In dem dafür vorgesehenen Feld besteht die Möglichkeit eine ĂAnteilszusammenziehungñ von den 

eingegebenen B-Laufnummer (BLNR) einzutragen. Sollte Ihre Eingabe unkorrekt sein, können Sie 

einen Anteil ĂBearbeitenñ oder ĂLöschenñ. 

 



 

Seite 

24/165 

 

1.9.1.1.3 Gebühren 

Im Reiter ĂGeb¿hrenñ ist die Bemessungsgrundlage verpflichtend einzutragen.  

 

Sie können eine oder auch mehrere Erfassungsnummern eintragen. Hierbei könnte es sich z.B. um 

eine Aktenzahl für andere Aspekte des aktuellen Geschäftsfalles zuständige BMF- bzw. FA-Abteilung 

handeln. 

Unter ĂReferenznummerñ ist z. B. die Einheitswertaktenzahl, mit der die Angaben zur 

Bemessungsgrundlage belegt werden, einzutragen.  

Gebührenangabe: 

Á Keine Angabe 

Á Gebührenvorschreibung 

Á Gebührenbefreiung 

Á Gebühreneinzug 

 
Sofern ein Gebühreneinzug besteht, definieren Sie den Höchstbetrag (Einzug bis höchstens:) , der 
Mittels Bankeinzug eingehoben werden darf. Wählen Sie die Person, die als Zahlungspflichtiger 
herangezogen wird, aus. Die Bankverbindung wird automatisiert aus der Personendatenbank 
übernommen. 
Bitte kontrollieren Sie in der Personendatenbank, bei der zahlungspflichtigen Person, die 

Bankverbindung auf Richtigkeit. 

Á Selbstberechnung 

 

 



 

Seite 

25/165 

 

1.9.1.1.4 Urkunden  

 

In der Registerkarte ĂUrkundenñ kann auf eine oder mehrere Urkunden aus  den allgemeinen 

Antragsdaten verwiesen werden.  

 

Klicken Sie auf ĂArchivreferenz zuordnenñ, oder auf ĂAnhang zuordnenñ, um  eine Archivreferenz,  

oder einen Anhang aus den allgemeinen Antragsdaten (siehe Kapitel 1.5.1 und 1.6) hinzufügen zu 

können. 

 

Die Zuordnung einer Urkunde oder die Angabe einer Beilagenreferenz ist verpflichtend. Dem 

Antrag muß mindestens eine Urkunde zugewiesen werden. Der Verweis auf einen bestimmten 

Teil der Urkunde ist optional unter ĂKapitelñ einzutragen. 
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1.9.1.1.5  Begehrenszusatz 

 

Im Begehrenszusatz beschreiben Sie die  Zusatzdaten für den Rechtspfleger, welche nicht ins 

Grundbuch, sondern nur ins Tagebuch zur Erklärung eingetragen werden sollen. 
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1.9.1.2 Vormerkung 

1.9.1.2.1 Allgemeines  

 

In der Registerkarte ĂAllgemeinesñ ist die berechtigte Person, die als vorgemerkter Eigentümer ins 

Grundbuch eingetragen werden soll, aus  der allgemeinen Datenerfassung zu übernehmen (siehe 

Kapitel 1.7).  

 

Zusªtzlich kann man einen ĂVormerkungshinweisñ und einen freien ĂEintragungstextñ für das 

Grundbuch anführen. Erlaubt für den Eintragungstext sind 6000 Zeichen ohne Zeilenumbruch. 

Gebührenangabe: 

Á Zahlschein 

Á Gebührenbefreiung 

Á Gebühreneinzug 

 
 
Sofern ein Gebühreneinzug besteht, definieren Sie den Höchstbetrag (Einzug bis höchstens:), der 
Mittels Bankeinzug eingehoben werden darf. Wählen Sie die Person, die als Zahlungspflichtiger 
herangezogen wird, aus. Die Bankverbindung wird automatisiert aus der Personendatenbank 
übernommen. 
Bitte kontrollieren Sie in der Personendatenbank bei der zahlungspflichtigen Person die 

Bankverbindung auf Richtigkeit. 

zusätzlicher  Text, der in der 

Grundbucheintragung aufscheinen 

soll  
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1.9.1.2.2 Bezug 

 

Im Reiter ĂBezugñ kºnnen Sie auf eine im selben Antrag vorhandene ĂNeueintragungñ oder auf eine im 

Grundbuch ĂBestehende Eintragungñ referenzieren.  

 

Im Fall einer ĂNeueintragungñ wªhlen Sie mit dem Button ĂSuchenñ das von Ihnen zuvor angelegte 

Begehren aus. 

Wählen Sie Eigentumsanteil aus und geben Sie die absolute oder relative Anteilsgröße ein. 

Eigentumsanteile: 

Á Absoluter Anteil ï Dieser Wert gibt den Anteil an der Gesamtliegenschaft an. Wird dieser 
Wert angegeben, wird bei der Eingabe der Anteilsgröße von der Gesamtliegenschaft 
ausgegangen. 

Á Relativer Anteil ï Dieser Wert gibt den Anteil am angegebenen Eigentumsanteil an. 
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Bei der Auswahl ĂBestehende Eintragungñ verªndert sich der untere Bereich des Fensters. Geben Sie 

anhand ĂEinlagezahl (EZ)ñ und ĂKatastralgemeinde Nummer (KG)ñ die bestehende Einlage im 

Grundbuch an, auf die Sie sich beziehen wollen. 

 

Eigentumsanteile: 

Á Absoluter Anteil ï Dieser Wert gibt den Anteil an der Gesamtliegenschaft an. Wird dieser 
Wert angegeben, wird bei der Eingabe der Anteilsgröße von der Gesamtliegenschaft 
ausgegangen. 

Á Relativer Anteil ï Dieser Wert gibt den Anteil am angegebenen Eigentumsanteil an. 

Unter dem Punkt Eigentumsanteile müssen Sie durch dr¿cken des Buttons ĂNeuñ die 

Eigentumsanteile der Einlage, für welche die angegebene Person als Eigentümer eingetragen werden 

soll, eingeben. Im Fenster ĂAnteilñ können Sie definieren, in welchem Wert die Anteilsgröße notiert ist. 

Unter Anteilsgröße ist der Umfang des Anteiles, für den der Eigentümer einzutragen ist, zu 

verstehen. Die Größe wird in Form einer Bruchzahl angegeben. 

Die Eingabe des Rangordnungscodes ist optional. Der Rangordnungscode ist der Code, mit dem die 

eingetragene Rangordnung im Grundbuchsystem identifiziert wird. Dieser Code ersetzt ab Phase 2 

den schriftlich vorgelegten Rangordnungsbeschluss. Beispiel: A46D-FGPQ-6FNY-Z7ML-4FLG-JE5. 

Die Angabe des Eigentumsanteils ist verpflichtend und gibt den konkreten Eigentumsanteil der 

Einlage an, für welche die angegebene Person eingetragen werden soll. 

Sollte Ihre Eingabe unkorrekt sein, können Sie einen Anteil ĂBearbeitenñ oder ĂLöschenñ. 

 

 

 


















































































































































































































































































